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Die Vision von einer vollständigen Kreislaufwirtschaft lässt außer Acht, dass Deponien als 

Schadstoffsenke unverzichtbar sind. Die Abfallwirtschaft wird daher auch zukünftig nicht oh-

ne Deponien auskommen. Um Fehlentwicklungen zu vermeiden, bedarf es eines ganzheitli-

chen Konzeptes einer umfassenden Abfallwirtschaft. 

 

 

1. Einführung 
 
Die Entwicklung von Wirtschaft und Technik, ein stetig gestiegener Lebensstandard und da-

mit verbundene veränderte Verbrauchergewohnheiten sowie ein ständig wachsender Kon-

sum haben in den vergangenen Jahrzehnten zu einer erheblichen Zunahme der Abfallmasse 

und der Abfallvielfalt geführt. Es ist eine zentrale Aufgabe der Abfallwirtschaft, die daraus 

resultierenden Probleme zu lösen. 
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In der Vergangenheit und insbesondere vor dem Inkrafttreten des Abfallgesetzes [1] war der 

Umgang mit Abfällen überwiegend an der Beseitigung orientiert. Die klassische Aufgabe der 

Abfallwirtschaft bestand darin, anfallende Abfälle zu erfassen und zu beseitigen. Dadurch 

wurden die in diesen enthaltenen Rohstoffe und Energie nicht genutzt. Die unkontrollierte 

Beseitigung der Abfälle führte durch Methangasemissionen und schadstoffhaltiges Sicker-

wasser zu erheblichen Belastungen der Umwelt. 

 

Abfälle unserer Industriegesellschaft bieten sich jedoch vielfach als sekundäre Rohstoffe und 

als Energieträger zum Ersatz von Primärrohstoffen an und können somit zur Schonung der 

Rohstoff- und Energiereserven beitragen. Auch aufgrund der Endlichkeit der natürlichen 

Rohstoffreserven in Verbindung mit den Erkenntnissen über den begrenzten Zugriff auf stra-

tegische Rohstoffe war es naheliegend und sowohl aus ökologischer als auch aus volkswirt-

schaftlicher Sicht erforderlich, die Abfallbeseitigung über die Abfallwirtschaft zur Kreislauf-

wirtschaft weiterzuentwickeln. 

 

Der Übergang von der Abfallwirtschaft zur Kreislaufwirtschaft war verbunden mit der Weiter-

entwicklung der gesetzlichen Regelungen, die sich auf der nationalen Ebene beim Übergang 

vom Abfallbeseitigungsgesetz über das Abfallgesetz zum Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-

setz nicht nur auf eine Überarbeitung beschränkte, sondern neue Schwerpunkte setzte: 

 
- Abfälle sollen möglichst nicht entstehen oder zumindest in ihrer Masse und Schäd-

lichkeit vermindert werden (Abfallvermeidung), 

- nicht vermeidbare Abfälle sollen stofflich verwertet oder zur Gewinnung von Energie 

genutzt werden (energetische Verwertung), 

- Abfälle, die nicht vermieden und nicht verwertet werden können, müssen gemein-

wohlverträglich beseitigt werden (Abfallbeseitigung). 

 

 

Die diesbezüglichen rechtlichen Rahmenbedingungen wurden auf der europäischen Ebene 

durch die Abfallrahmenrichtlinie und deren Fortschreibung geschaffen sowie in Deutschland 

durch das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz umgesetzt und aktuell durch das Kreislauf-

wirtschaftsgesetz fortgeschrieben. 
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Diese Instrumente reichen jedoch nach Auffassung der Europäischen Kommission nicht aus, 

um den bevorstehenden Herausforderungen beim Umgang mit den natürlichen Ressourcen 

wirksam begegnen zu können. Innerhalb der Strategie Europa 2020 hat sie daher am 

26.01.2011 die Leitinitiative „Ressourcenschonendes Europa“ als Mitteilung an das Europäi-

sche Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 

Ausschuss der Regionen vorgelegt [2]. Ziel ist es, den Ressourcenverbrauch Europas dras-

tisch zu reduzieren, um Europa von Rohstoffimporten unabhängiger zu machen und die 

Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft zu stärken. Sie gibt den Rahmen vor, der 

gewährleisten soll, dass langfristige Strategien der Energie-, Klima-, Forschungs- und Inno-

vations-, Verkehrs-, Landwirtschafts-, Fischerei- und Umweltpolitik zu einem schonenderen 

Umgang mit Ressourcen führen. 

 

Als wesentliche Komponenten des langfristigen Rahmens sind mehrere koordinierte Fahr-

pläne vorgesehen. Den Fahrplan für ein ressourcenschonendes Europa, der die diesbezügli-

chen Ziele bis zum Jahr 2050 enthält, hat die Europäische Kommission am 20.09.2011 

ebenfalls als Mitteilung an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirt-

schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen vorgelegt [3]. Unter der 

Überschrift „Aus Abfällen Ressourcen gewinnen“ wird die Vision einer „vollständigen Recyc-

linggesellschaft“ beschrieben, in der das Abfallaufkommen verringert und Abfall als Res-

source betrachtet werden soll. In dem Etappenziel heißt es: 

 
Spätestens 2020 wird Abfall als Ressource bewirtschaftet. … Mehr und mehr Werkstoffe, 

besonders solche, die erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben, und kritische Roh-

stoffe, werden recycelt. … Die energetische Verwertung ist auf nicht recyclingfähige Werk-

stoffe begrenzt, Deponierungen gibt es praktisch nicht mehr, und ein hochwertiges Recycling 

ist sichergestellt. 

 

In diesem Zusammenhang wird die Kommission im Jahr 2014 die bestehenden Ziele auf den 

Gebieten Vermeidung, Wiederverwendung, Recycling, Verwertung und Abkehr von Depo-

nien überprüfen, um zu einer auf Wiederverwendung basierenden Wirtschaft überzugehen, 

in der das Restabfallaufkommen nahe Null liegt. 
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Der Ausschuss der Regionen hat am 11.01.2012 die Leitinitiative „Ressourcenschonendes 

Europa“, mit der die effiziente Ressourcennutzung als Leitmotiv in einer Vielzahl von Politik-

bereichen (u. a. Abfallbewirtschaftung) verankert werden soll, in seiner Stellungnahme [4] 

befürwortet. Unter der Überschrift „Die Europäische Union zu einer Kreislaufwirtschaft ma-

chen“ 

 
- fordert er die Annahme eines Ziels „Null-Abfall-Gesellschaft“, indem die Abfallvermei-

dung und die Bewirtschaftung von Abfall als Ressource in einer Stoffkreislaufwirt-

schaft optimiert werden (Nr. 69), 

- verweist er darauf, dass zahlreiche fortgeschrittene Städte und Regionen die EU-

Mindestziele für Wiederverwertung und andere Formen der Abfallbewirtschaftung als 

Alternative zur Deponierung bereits bei weitem übertroffen haben und nunmehr auf 

ein „Null-Abfall-Ziel“ für Deponien oder Verbrennungsanlagen sowie hohe Wieder-

verwertungsraten für Haushaltsabfälle hinarbeiten. Diesbezüglich fordert der Aus-

schuss die Europäische Union und die Mitgliedstaaten auf, die Einführung von In-

strumenten zur Förderung der Wiederverwertung, die in fortgeschrittenen Städten 

und Regionen bereits zum Einsatz kommen, insbesondere in den in diesem Bereich 

am wenigsten fortgeschrittenen Regionen zu unterstützen (Nr. 75), 

- fordert er die Europäische Kommission auf, die Anhebung des geltenden verbindli-

chen Ziels für die Wiederverwertung fester Siedlungsabfälle zu beschleunigen 

(Nr. 76). 

 

In Anbetracht des hohen Stellenwertes dieser abfallpolitischen Forderung der Europäischen 

Kommission ist die Frage zu beantworten, ob dieses Ziel unter Berücksichtigung der bisher 

gewonnenen Erfahrungen und Erfordernisse sachgerecht sowie mit den Zielen und den An-

forderungen des vorsorgenden Umweltschutzes zu vereinbaren ist. 

 

 

2. Die Illusion von einer vollständigen Kreislaufwirtschaft 
 
Als zentrales Element für die Problemlösung beim Umgang mit Abfällen wird im Zusammen-

hang mit der Weiterentwicklung der Abfallwirtschaft eine vollständige Kreislaufwirtschaft mit 

geschlossenen Materialkreisläufen nach dem Vorbild der Natur propagiert. Diese Vision wird 

durch das Streichen des Begriffes „Abfallwirtschaft“ in der Bezeichnung des neuen Abfallge-

setzes als Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) [5] zum Ausdruck gebracht. Bei der Vision, 

natürliche Stoffkreisläufe auf die Kreislaufwirtschaft zu übertragen, das heißt in technischen 

Produkten verwendete Rohstoffe und Materialien im Kreislauf zu führen, werden jedoch we-

sentliche Unterschiede zwischen natürlichen und technischen Kreisläufen übersehen. Dies 
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birgt die Gefahr, die Erwartungen höher einzuschätzen als die Realitäten. Das heißt, die Vi-

sion wird zur Illusion. 

 

Die grundlegenden Unterschiede zwischen der Produktion organischer Stoffe in der Natur 

und den von Menschen entwickelten Produkten sind auf deren stoffliche Zusammensetzung 

zurückzuführen, die sich unmittelbar auf die Kreislaufeignung auswirkt. Zentraler Baustein 

natürlicher Produkte ist Kohlenstoff, der dort in unterschiedliche organische Verbindungen 

(z. B. Kohlenhydrate, Fette, Proteine) eingebaut wird. Diese Verbindungen sind dem Abbau 

durch Destruenten zugänglich. Die für die Produktion und den Abbau der natürlichen Produk-

te erforderliche Energie wird durch die Sonne unbegrenzt und CO2-frei zur Verfügung ge-

stellt. Der Faktor „Zeit“ ist für die Natur im Vergleich zu den Aktivitäten des Menschen nicht 

limitierend und an Veränderungen der Umwelt kann sich die Natur aufgrund deutlich kürzerer 

Reproduktionszyklen schneller anpassen als der Mensch. 

 

Für Produkte, die für die Nutzung durch den Menschen entwickelt werden, werden neben 

Kohlenstoff(verbindungen) in großem Umfang und teilweise ausschließlich auch Metalle und 

mineralische Rohstoffe sowie synthetische Verbindungen verwendet. Diese sind nicht oder 

nur sehr begrenzt Bestandteil natürlicher Stoffkreisläufe und einem Abbau durch Destruen-

ten nicht zugänglich. Sie lagern in der Regel außerhalb natürlicher Kreisläufe in Rohstoffla-

gerstätten und werden allein durch die Menschen für die Herstellung von technischen Pro-

dukten gewonnen. Die für die Produktion der menschlichen Güter erforderliche Energie steht 

derzeit in Form fossiler Energieträger nur begrenzt zur Verfügung. Ihre Erzeugung führt zu 

erheblichen Belastungen der Umwelt. 

 

Hintergrund für die komplexe Zusammensetzung technischer Produkte sind zahlreiche An-

sprüche an deren Funktionalität, die häufig einer Kreislaufeignung entgegenstehen. So sind 

z. B. die Ansprüche an die Fassade eines Gebäudes vielfältig: Wärmeschutz, Feuchtigkeits-

schutz, Lichtdurchlässigkeit, Sonnenschutz, Widerstandsfähigkeit gegenüber mechanischen 

Belastungen, optische Gestaltung, geringes Gewicht. Um sämtliche Funktionen unter Beach-

tung der Kosten möglichst umfassend erfüllen zu können, müssen unterschiedliche Stoffe in 

komplexen Verbundbauweisen verwendet werden, die einem vollständigen Recycling nicht 

zugänglich sind. Dies wird auch bei der Abdichtung einer Kellerwand gegenüber Feuchtigkeit 

oder bei der Wärmedämmung eines Mauerwerkes mit Dämmstoffen deutlich. Der Isolieran-

strich und das mineralische Mauerwerk lassen sich nicht mehr trennen. Die Wärmedämmung 

des Gebäudes kann zwar möglicherweise noch vom Mauerwerk getrennt werden, eine Rück-

führung in Stoffkreisläufe ist jedoch nicht möglich. Für andere komplexe Produkte gilt Ent-
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sprechendes, z. B. für Kraftfahrzeuge und für elektronische Geräte, an die eine Vielzahl von 

funktionalen und sonstigen Anforderungen gestellt werden. 

 

Dies erklärt, dass es zwar möglich ist, Produktionsabfälle, die z. B. bei der Herstellung von 

Kunststoffbauteilen anfallen, unmittelbar dem Produktionsprozess zuzuführen. Diese Mög-

lichkeit besteht jedoch bei der Rückführung der Einzelbestandteile komplexer Produkte auf 

die ursprüngliche Produktionsebene nicht. Das Recycling von Kraftfahrzeugen und die Ver-

wertung von elektronischen Geräten belegen dies beispielhaft. Eine gewisse Ausnahme bil-

det in diesem Zusammenhang der Stahlkreislauf, wobei auch aus diesem bestimmte Legie-

rungsbestandteile nicht mehr entfernt werden können. Komplexe Produkte lassen sich auf-

grund der maßgeblichen physikalischen Gesetzmäßigkeiten in der Regel nicht mit vertretba-

rem Aufwand auf ihre chemischen Ausgangselemente zurückführen. 

 

Zu beachten ist diesem Zusammenhang insbesondere der zweite Hauptsatz der Thermody-

namik, auf den auch der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen in seinem Jahresbe-

richt 2012 [6] hinweist: 

 
Thermodynamisch gesehen ist das globale ökologische System durch komplexe Strukturen 

mit geringer Entropie, das heißt hoher Ordnung, gekennzeichnet. Das ökonomische System 

dagegen wandelt natürliche Strukturen mit niedriger Entropie um (beispielsweise durch die 

Verbrennung von Kohle und Öl) und erhöht dadurch das Entropieniveau. … Die Ökonomie 

zehrt in ihren stofflichen Dimensionen von „Größen“, die sie nicht selbst produzieren, son-

dern nur verbrauchen kann. 

 

Alle natürlichen Prozesse, nicht nur thermodynamische Umwandlungsprozesse, sind nicht 

umkehrbar (reversibel). Das heißt, sie können von „selbst“ nur in eine Richtung ablaufen. 

Während des Prozesses wird Energie entwertet ... Die Umkehrung natürlicher Prozesse, die 

einer Reduktion der Entropie gleichkommt, ist somit immer mit einem bestimmten Energie-

aufwand „von außen“ verbunden. 

 

Mit der Erhöhung der Entropie kann auch erklärt werden, dass die Verwertung von minerali-

schen Abfällen (z. B. Schlacken, Aschen) zu einer unumkehrbaren großräumigen Verteilung 

von Schadstoffen (organische Schadstoffe, Schwermetalle, Salze) in der Umwelt führt. Mine-

ralische Abfälle werden unter anderem im Straßen- und Verkehrsflächenbau zur Substitution 

von Primärrohstoffen Kies, Sand, Brechkorngemische) verwendet. Sie werden in der Regel 

nicht zielgerichtet hergestellt, sondern sind das Ergebnis einer anderweitigen Nutzung von 

Rohstoffen (z. B. Erzeugung von Metallen oder Energie) oder entstehen beim Neubau, Um-
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bau oder Abriss von Bauwerken (z. B. Bauschutt, Straßenaufbruch). Daher entspricht ihre 

Zusammensetzung nicht exakt der der durch sie substituierten Primärrohstoffe, sondern ist 

durch die in die Prozesse eingebrachten Rohstoffe oder die ursprüngliche Nutzung geprägt. 

Mineralische Abfälle können sich daher im Hinblick auf ihre Schadstoffbelastung (Gesamt-

gehalte) und ihr Freisetzungsverhalten (Schadstoffkonzentrationen im Eluat oder im Sicker-

wasser) bei vergleichbaren bauphysikalischen Eigenschaften erheblich von Primärrohstoffen 

unterscheiden [7]. 

 

Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass von derartigen Verwertungsmaß-

nahmen nicht nur erhebliche Umweltbelastungen ausgehen können, sondern durch die in 

diesen Fällen nachträglich erforderlichen Sicherungs- und Sanierungsmaßnahmen ein hoher 

volkswirtschaftlicher Schaden entstehen kann. „Verwertung um jeden Preis“ darf daher nicht 

das Grundprinzip einer ökologischen Abfallwirtschaft sein. Der ehemalige Hamburger Um-

weltsenator Vahrenholt hat bereits 1995 im Zusammenhang mit der Rückführung schadstoff-

haltiger Abfälle in den Stoffkreislauf auf Folgendes hingewiesen [8]: 

 
Eine Kreislaufwirtschaft, die diese Stoffe durch Verwertung immer weiter anreichern lässt, 

kann nicht unser Ziel sein. Das wäre keine ökologische Kreislaufwirtschaft. In einer ökologi-

schen Kreislaufwirtschaft muss es Schadstoffsenken geben, solange die Produkte, die uns 

umgeben, mit Schadstoffen belastet sind. 

 

Denn trotz aller gut gemeinten Bemühungen um Abfallverwertung handelt es sich bei vielen 

sogenannten Kreislaufprozessen um offene Systeme mit einem hohen Anreicherungsrisiko 

in den Medien Wasser und Boden bei zusätzlichen externen Stoffeinträgen. 

 

Diese Entwicklung, deren Auswirkungen nicht in jedem Einzelfall als „Schaden“ quantifizier-

bar sind, führt zu einer permanenten Erhöhung der Hintergrundgehalte in den Medien Was-

ser und Boden sowie zu einer Verschlechterung der natürlichen Bodenfunktionen als Filter, 

Puffer und Lebensraum. Für die Schonung der natürlichen Ressourcen Boden, Wasser und 

Luft bedeutet das, dass die Abfallwirtschaft bei der Rückführung von Abfällen in Stoffkreis-

läufe ihre bisher zu wenig beachtete „Nierenfunktion“ stärker wahrnehmen muss und Schad-

stoffe ausgeschleust, aufkonzentriert und zerstört oder - soweit eine Zerstörung nicht mög-

lich ist - diese Schadstoffe sicher in die Erdkruste zurückgeführt und dort deponiert werden 

müssen. Dieses lässt sich durch einen Vergleich des Stoff- und Produktkreislaufes mit dem 

Blutkreislauf untermauern (Abb. 1). Das Herz der Marktwirtschaft ist der Markt, der Stoffe 

und Produkte (Güter) in den Wirtschaftskreislauf befördert. Diese Güter (Blut mit Nähr- und 

30. Fachtagung „Die sichere Deponie – Geokunststoffe im Umweltschutz“ (2014) 
SKZ ConSem GmbH in Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis Grundwasserschutz e. V. Berlin. www.akgws.de 

7

Dr.-Ing. Heinz-Ulrich Bertram: Kommt die Kreislaufwirtschaft zukünftig ohne Deponien aus?



Schadstoffen) werden durch das Herz über Transportwege (Blutbahnen) zu den Verbrau-

chern (Organen) gepumpt. 

 

„Markt“

Kreislauf

Niere

„Markt“

Kreislauf

Niere

„Markt“

Kreislauf

Niere

 
 
Abb. 1: Analogie zwischen Blutkreislauf und Stoffkreislauf (Quelle für den Blutkreislauf: 

http://www.internisten-im-netz.de) 
 

 

Kaum beachtet, aber von zentraler Bedeutung für den Blutkreislauf sind die Nieren als „Klär-

anlagen“ des Körpers. Sie schützen diesen vor einer Vergiftung, in dem sie das Blut von 

schädlichen Substanzen reinigen und diese über den Harn ausscheiden. Die Bedeutung der 

Nieren für den Blutkreislauf und dessen Schadstoffentfrachtung wird vor allem daran deut-

lich, dass 

 
- sie mit etwa 20 bis 25 % des Herzzeitvolumens durchströmt werden, obwohl ihr Ge-

wicht nur etwa 0,5 % des Körpergewichtes beträgt, 

- es im Blutkreislauf zwei Nieren gibt, die auch bei dem Ausfall einer Niere die Funkti-

onsfähigkeit der Schadstoffentfrachtung in vollem Umfang gewährleisten. 

 

 

Analog dazu ist bei Stoff- und Produktkreisläufen sicherzustellen, dass diese von den in den 

Stoffen und Produkten enthaltenen Schadstoffen entfrachtet und die Kreisläufe damit vor 

einer Schadstoffanreicherung geschützt werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Stof-
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fe, die zu einer Schadstoffanreicherung führen, den Produkten in der Regel zur Gewährleis-

tung definierter Produkteigenschaften zugesetzt worden sind, oder in technischen Prozessen 

oder bei der Produktnutzung entstanden sind. 

 

Das unabdingbare Erfordernis der Schadstoffentfrachtung zur Gewährleistung funktionieren-

der Kreisläufe deckt sich mit der Position des Sachverständigenrates für Umweltfragen zur 

Abfallverwertung, die er im Umweltgutachten 2000 formuliert hat [9]: 

 
Allerdings kann nur eine gründliche Prüfung aller umweltpolitischen Vorteile und Risiken der 

tatsächlich eingesetzten Verwertungsverfahren und der jeweiligen wiederverwertbaren Stof-

fe, der Reststoffe und der Emissionen ein Urteil darüber ermöglichen, ob der eingeschlagene 

Verwertungsweg auf lange Sicht umweltverträglicher ist als die kontrollierte Beseitigung. Der 

Umweltrat hat die Sorge, dass insbesondere hinsichtlich der im Stoffkreislauf gehaltenen 

wiederverwertbaren Stoffe und der aus ihnen entstehenden Produkte zu wenig Kenntnisse 

über mögliche Langzeitwirkungen für Umwelt und Gesundheit vorliegen und empfiehlt, ... 

entsprechende Vorsorgemaßnahmen zu treffen. 

 

In seinem Umweltgutachten 2002 [10] ergänzt er diese Forderung durch den Hinweis, dass 

pauschale Aussagen über die Vorteile der Verwertung für die Umwelt nicht sachgerecht und 

daher auch nicht zulässig seien: 

 
Ob eine Verwertung von Abfällen tatsächlich umweltfreundlicher ist als die Beseitigung, kann 

demnach nicht pauschal, sondern nur fallgruppenweise, für konkrete Abfallarten und Verwer-

tungswege, durch Vergleich der aufgeführten umweltrelevanten Vor- und Nachteile festge-

stellt werden. ... Ob Verwertung oder Beseitigung die umweltpolitisch günstigere Option ist, 

hängt daher letztlich von einer Abwägung zahlreicher Gesichtspunkte ab. Das Ergebnis kann 

in Abhängigkeit von den jeweiligen Umständen unterschiedlich ausfallen. ... 

 

Die Abwägungsprobleme, mit denen man es hier zu tun hat, sind allerdings offensichtlich 

überkomplex. ... Ein Steuerungsanspruch, der sich darauf richtete, auf konsistente Weise in 

jedem Einzelfall für den jeweiligen Abfall in seiner konkreten Zusammensetzung den unter 

Berücksichtigung aller Gesichtspunkte objektiv optimalen Entsorgungsweg zu ermitteln, wäre 

daher zum Scheitern verurteilt. ... 
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Vor diesem Hintergrund weist Brunner [11] im Zusammenhang mit dem Ziel einer „vollstän-

digen Verwertung“ von Abfällen mit Recht darauf hin, dass es nicht das Ziel sei, „die Abfälle 

im Kreislauf herumzuführen“. Nicht die Kreislaufwirtschaft sei das Ziel, sondern der Schutz 

der Umwelt und des Menschen. Die Kreislaufwirtschaft könne lediglich als Instrument die-

nen, um dieses Ziel zu erreichen. Von daher solle der Erfolg der Abfallwirtschaft nicht in ers-

ter Linie an Recyclingraten gemessen werden, sondern an dem Umstand, wie das eigentli-

che Ziel erreicht worden ist. Vorzuziehen seien deshalb diejenigen Verfahren, mit deren Hilfe 

die größtmögliche Menge an Schadstoffen in die richtige Richtung gesteuert werden könne. 

 

Der Gesetzgeber hat diese Problematik erkannt und in § 5 Abs. 3 des am 07.10.1996 in Kraft 

getretenen Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrWG-/ AbfG) das gesetzliche Verbot 

der Schadstoffanreicherung verankert. Dieses Verbot wurde unverändert in § 7 Abs. 3 des 

Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) übernommen: 

 
Die Verwertung von Abfällen … erfolgt schadlos, wenn nach der Beschaffenheit der Abfälle, 

dem Ausmaß der Verunreinigungen und der Art der Verwertung eine Beeinträchtigung des 

Wohls der Allgemeinheit nicht zu erwarten ist, insbesondere keine Schadstoffanreiche-

rung im Wertstoffkreislauf erfolgt. 

 

Anlass zur Sorge geben im Hinblick auf die Umsetzung dieses Verbotes allerdings die bishe-

rigen Entwürfe des Bundesumweltministeriums (BMU) für Rechtsverordnungen, mit denen 

zur Konkretisierung des § 7 Abs. 3 KrWG Anforderungen an die schadlose Verwertung von 

mineralischen Abfällen - dem mit Abstand größten und auch teilweise erheblich mit Schad-

stoffen belasteten Abfallstrom - festgelegt werden sollen. Entgegen den Anforderungen, die 

zurzeit Bewertungsgrundlage für den Verwaltungsvollzug sind [12], wird auch in dem aktuel-

len Entwurf des BMU [13] weitestgehend auf die Bewertung und Begrenzung von Schad-

stoffgehalten im Feststoff (Schwermetalle, organische Schadstoffe) und auf organisatorische 

Sicherungsmaßnahmen1 zur Begrenzung einer großräumigen Verteilung von schadstoffhalti-

gen Abfällen (z. B. Schlacken mit Schwermetallgehalten, die im Prozentbereich liegen) ver-

zichtet. 

                                                 
1 Organisatorische Sicherungsmaßnahmen im Sinne der LAGA-Mitteilung 20 [12] sind z. B. die Be-

schränkung des Einbaus von schadstoffhaltigen mineralischen Abfällen auf 

- kontrollierte Großbaumaßnahmen, 

- Baumaßnahmen ohne häufige Aufbrüche, 

- den Einbau oberhalb der Erdoberfläche. 
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Lediglich für Recyclingbaustoffe wird der Gehalt an krebserzeugenden polyzyklischen aro-

matischen Kohlenwasserstoffen (PAK) begrenzt. Allerdings liegt der PAK-Gehalt der güns-

tigsten Einbauklasse (RC-1), für die gemäß § 5 KrWG die Abfalleigenschaft bereits vor dem 

Abschluss der Verwertung enden soll und die somit nicht mehr abfallrechtlichen Regelungen 

unterliegt, mit 10 mg/kg doppelt so hoch wie der PAK-Gehalt in der Einbauklasse 1.1 der 

LAGA-Mitteilung 20 [12] (5 mg/kg) und 2,5-fach so hoch wie der PAK-Gehalt in der Quali-

tätsklasse A+ der Richtlinie für Recycling-Baustoffe des Österreichischen Baustoff-Recycling 

Verbandes [14] (4 mg/kg). 

 

Die Missachtung des gesetzlichen Verbotes der Schadstoffanreicherung ist auch aus juristi-

scher Sicht unzulässig, da in einem untergesetzlichen Regelwerk (Rechtsverordnung), das 

eine gesetzliche Norm (§ 7 Abs. 3 KrWG) konkretisieren soll, wesentliche Vorgaben dieser 

Norm (Verbot der Schadstoffanreicherung) berücksichtigt werden müssen. Darüber hinaus 

enthält das KrWG an anderer Stelle keine Vorschrift, mit der diese Pflicht relativiert oder ei-

ner hohen Verwertungsquote der Vorrang gegenüber der Schadlosigkeit eingeräumt wird. 

 

Auch ökonomische Aspekte sind in diesem Zusammenhang zu beachten. Aufgrund der ho-

hen Anforderungen, die Deponien für die Ablagerung von Abfällen erfüllen müssen, liegen 

die Kosten der Abfallverwertung in der Regel deutlich unter denen der Beseitigung. Dabei 

bleibt jedoch unberücksichtigt, dass der Kostenvorteil für den Abfallerzeuger nach Ablauf der 

physischen Nutzungsdauer (z. B. Verschleiß des Unterbaus von Verkehrsflächen) zu einem 

Kostenfaktor für den Bauträger wird. Dieses führt nicht nur zu einer Kostenverlagerung auf 

den vielfach öffentlichen Bauträger (Kommune, Land, Bund), der seine Maßnahmen Steuer-

mitteln finanzieren muss, sondern widerspricht auch dem im Umweltschutz gängigen Prinzip 

der Internalisierung von Umweltkosten in die Herstellungskosten der Produkte. Die Kosten 

für die Entsorgung von pechhaltigem Straßenaufbruch und die zukünftig anfallenden Kosten 

für die Entsorgung der daraus hergestellten HGT-Gemische sind hierfür ein mahnendes Bei-

spiel. 

 

Die Abnahme der Qualität der z. B. im Verkehrsflächenbau verwerteten mineralischen Abfäl-

le im Verlauf ihrer Nutzungsdauer zeigt auch, dass es neben abbau- und schadstoffbezoge-

nen Unterschieden zwischen der Kreislaufführung der in der Natur produzierten organischen 

Stoffe und der Kreislaufführung der von Menschen entwickelten Produkte auch solche hin-

sichtlich der physischen Eignung gibt. Produkte natürlicher Prozesse sind in der Regel des-

halb unbegrenzt kreislauffähig, weil sie durch Destruenten auf ihre chemischen Aus-

gangselemente und Ausgangsverbindungen zurückgeführt und durch Produzenten in ihrer 

ursprünglichen Form wieder hergestellt werden. Eine Zerlegung technischer Produkte bis auf 
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diese Ebene ist in der Regel nicht möglich. So ist der erneute Einsatz von mineralischen 

Baustoffen auf derselben Wertschöpfungsebene aufgrund der Beanspruchung während der 

Nutzungsphase und der dadurch bedingten Verminderung der technischen Qualität in der 

Regel nicht möglich. 

 

Im Ergebnis handelt es sich somit bei einer Vielzahl sogenannter Kreislaufprozesse aufgrund 

der abnehmenden technischen Eigenschaften der verwendeten Stoffe lediglich um Kaska-

dennutzungen, die in der letzten Stufe der Kaskade eine energetische Verwertung, eine 

thermische Behandlung oder die Ablagerung auf einer Deponie erfordern. Diese Tatsache 

entspricht durchaus den Beobachtungen in natürlichen Kreisläufen. So kennt selbst der 

durch den Menschen unbeeinflusste Wasserkreislauf Senken, indem mitgeführte Sedimente 

in den Gewässerbetten und gelöste Salze in den Meeren als „Salzsenke“ verbleiben. Analog 

zu diesen natürlichen Senken muss es daher auch in technischen Kreisläufen Senken ge-

ben, in denen Schadstoffe zum Schutz der Umwelt dauerhaft zurückgehalten werden. 

 

 

3. Entwicklungstendenzen in der Abfallwirtschaft 
 
Die Abfallwirtschaft hat sich in den vergangenen 40 Jahren seit Inkrafttreten des Abfallbesei-

tigungsgesetzes weitgehend empirisch entwickelt. Ein ganzheitliches und in sich schlüssi-

ges, naturwissenschaftlich-technisches Konzept, das die unterschiedlichen fachlichen As-

pekte logisch und widerspruchsfrei miteinander verknüpft, ist nicht erkennbar. Die Abfallwirt-

schaft ist vor allem durch politische, emotionale, juristische sowie wirtschaftliche Einflüsse 

und nur in begrenztem Umfang durch fachtechnische Erfordernisse geprägt worden. 

 

Nur so ist es in Anbetracht der Diskussion über den Klimaschutz und die Vermeidung von 

CO2-Emissionen zu erklären, dass beispielsweise die Kompostierung von Verpackungsabfäl-

len aus biologisch abbaubaren Werkstoffen propagiert und in Rechtsvorschriften privilegiert 

wird, obwohl ein biologischer Abbau dieser Abfälle nur in Kompostierungsanlagen möglich 

ist, die aufgrund ihrer technischen Infrastruktur (z. B. Elektromotoren für das Zerkleinern, 

Umsetzen, Transportieren, Absieben, Sichten, Belüften, Bewässern) einen erheblichen 

Energieeinsatz erfordern. Die Erzeugung dieser Energie verbraucht fossile Rohstoffe und 

verursacht CO2-Emissionen. 

 

Vor diesem Hintergrund ist es nicht begründbar und nicht nachvollziehbar, dass diese heiz-

wertreichen Abfälle, bei denen es sich im Wesentlichen um Verbindungen aus Kohlenstoff, 

Wasserstoff und Sauerstoff handelt, nicht unter Nutzung der darin enthaltenen Energie sowie 
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unter Freisetzung von CO2 und Wasser energetisch verwertet oder thermisch behandelt 

werden sollen, sondern unter Einsatz von Energie in Kompostierungsanlagen durch Mikroor-

ganismen in dieselben Verbindungen (CO2 und Wasser) zerlegt werden sollen [15]. Das 

heißt, es wird nicht die Entsorgungsoption mit der geringsten Umweltbelastung gewählt, 

sondern diejenige mit der emotional größten Akzeptanz. 

 

Dies verwundert auch deshalb, weil die fachlich umfassend belegte Kritik an der Kompostie-

rung von Produkten aus biologisch abbaubaren Werkstoffen mit Entsorgungserfordernis 

(z. B. Verpackungsabfälle) seit langem von unterschiedlichen gesellschaftsrelevanten Grup-

pen unterstützt wird [16]. 

 

Unstrittig ist auch, dass eine erhebliche Abfallmasse durch Umweltschutzmaßnahmen ent-

steht („Umweltschutzabfälle“). Es handelt sich hierbei zum Beispiel um verunreinigtes Bo-

denmaterial aus der Altlastensanierung, Filterstäube aus Abfallverbrennungsanlagen, Abfälle 

aus der Reinigung von Industrieanlagen oder Asbestabfälle aus der Sanierung von Gebäu-

den. Diese Abfälle sind in der Regel weitgehend inert und erheblich mit Schadstoffen belas-

tet. Eine thermische Behandlung (Verglasung) scheidet in der Regel aus ökologischen (Ver-

brauch an fossilen Rohstoffen, CO2-Emissionen) und ökonomischen Gründen aus. Eine 

stoffliche Verwertung ist aufgrund der enthaltenen Schadstoffe nicht möglich. 

 

Zum Schutz der Umwelt vor diesen Abfällen ist es daher zwingend, diese in über- oder unter-

tägigen Deponien abzulagern [17]. Trotz dieses eindeutigen Sachverhaltes wurde auf natio-

naler Ebene durch das Bundesumweltministerium (BMU) das „Ziel 2020“ postuliert, wonach 

bis zum Jahr 2020 sämtliche Abfälle einer Verwertung zugeführt werden sollten. Während 

das BMU inzwischen von diesem Ziel abgerückt ist und auch weiterhin Deponien für erfor-

derlich hält [18], wird auf europäischer Ebene und von Umweltverbänden nach wie vor an 

dem Null-Abfall-Ziel für Deponien festgehalten. 
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Dies gibt Anlass zur Sorge. Trotz des zahlenmäßig belegten Erfordernisses haben sich Vor-

habensträger bei der Planung von Deponien und in Genehmigungsverfahren in Anbetracht 

der auf übergeordneter politischer Ebene (Bund, EU) ausgesandten politischen Signale zu-

nehmend mit der Kritik von lokaler und regionaler Politik sowie von Bürgerinitiativen ausei-

nanderzusetzen, dass Deponien angeblich nicht mehr erforderlich seien. Wird dieser Ent-

wicklung nicht entgegengewirkt, besteht die Gefahr, dass 

 
- es zukünftig in einzelnen Regionen und bei einzelnen Deponieklassen zu Entsor-

gungsengpässen kommen wird, 

- die Kosten für die Abfallentsorgung durch die Verknappung von Deponievolumen und 

größere Transportentfernungen steigen, 

- Abfälle zukünftig in zweifelhaften „Verwertungsvorhaben“ untergebracht werden. 

 

 

Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass zurzeit und zukünftig aufgrund des politisch be-

schlossenen Ausstiegs aus der Nutzung der Kernenergie und dem damit verbundenen 

Rückbau von Kernkraftwerken Abfälle entstehen, die aufgrund der Vorgaben des Strahlen-

schutzrechts selbst dann, wenn sie aus diesem entlassen werden, nur auf Deponien abgela-

gert werden dürfen (Freigabe nach § 29 Abs. 2 Nr. 2 Strahlenschutzverordnung). Auch ge-

gen die Ablagerung dieser Abfälle auf technisch hierfür gut geeigneten Deponien erhebt sich 

bereits lokaler Widerstand. 

 

Erschwerend kommt hinzu, dass der Erfolg abfallwirtschaftlicher Maßnahmen zunehmend 

auf der Grundlage von Verwertungsquoten bewertet wird. Komplexe Sachzusammenhänge 

und die mit der Verwertung von Abfällen verbundenen Umweltauswirkungen lassen sich je-

doch nicht durch eine Quote, das heißt, durch das Verhältnis der verwerteten Abfälle zu dem 

Gesamtaufkommen von Abfällen beschreiben. Ein naturwissenschaftlich belegbarer Zu-

sammenhang zwischen Verwertungsquote und Schadlosigkeit ist nicht vorhanden und ein 

Beleg, dass Verwertungsquoten einen Beitrag zum vorsorgenden Boden- und Gewässer-

schutz leisten, ist bisher nicht erbracht worden. Verwertungsquoten sind vielmehr in dieser 

Hinsicht kontraproduktiv. 

 

Eine Verrechnung der Masse der verwerteten Abfälle mit den Zuordnungswerten des vorsor-

genden Umweltschutzes ist im Umweltrecht nicht vorgesehen. Eine Verwertung ist gemäß 

Artikel 10 in Verbindung mit Artikel 13 der Abfallrahmenrichtlinie sowie gemäß § 7 Abs. 3 

KrWG nämlich nur dann zulässig, wenn die Verwertung schadlos ist. Die in diesem Zusam-

menhang geäußerte Auffassung, dass der Boden- und Gewässerschutz hinter der Substitu-
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tion von Primärrohstoffen durch mineralische Abfälle aufgrund des gesetzlichen Zieles der 

„Förderung der Kreislaufwirtschaft“ (§ 1 KrWG) „zurückstehen“ müsse, ist daher nicht halt-

bar. 

 

Eine Abfallverwertung zugunsten hoher Verwertungsquoten sowie zu Lasten des Boden- und 

Grundwasserschutzes verstößt vielmehr gegen Grundpflichten des KrWG. Diese Auffassung 

steht im Einklang mit der Bewertung von Beckmann [19], der zu dem Ergebnis kommt, dass 

eine Freistellung der Kreislaufwirtschaft vom Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen - und 

damit auch die Bevorzugung der Abfallverwertung gegenüber dem Schutz der Umwelt - nicht 

mit der Staatszielbestimmung des Artikels 20 a2 des Grundgesetzes vereinbar wäre. 

 

Die politisch gewollte Bevorzugung der Verwertung geht einher mit einer ausgeprägten Re-

gelungsasymmetrie im Verhältnis zwischen der Verwertung und der Beseitigung von Abfällen 

[20]. Während für die Beseitigung von Abfällen in Verbrennungsanlagen mit der 

17. BImSchV und für die Ablagerung auf Deponien mit der Deponieverordnung, gestützt auf 

analoge Vorschriften auf europäischer Ebene, fachlich stimmige und technisch ausgereifte 

Rechtsvorschriften für den Betrieb derartiger Anlagen anzuwenden sind, die die Maßstände 

des vorsorgenden Umweltschutzes berücksichtigen, fehlen diese für die Verwertung großer 

Abfallmassenströme (z. B. mineralische Abfälle), weitgehend. Dieses gilt sowohl für die Ver-

wertung von mineralischen Abfällen in technischen Bauwerken als auch für die Verfüllung 

von Abgrabungen mit Bodenmaterial. 

 

Aufgrund der hohen und umfassenden Anforderungen an die Deponierung und der damit 

verbundenen Kosten für den Betrieb von Deponien führt diese Regelungsasymmetrie zu 

Ausweichbewegungen mit Nachteilen für die Umwelt und für die Betreiber von Anlagen, die 

hohe Umweltstandards einhalten. In deren Folge werden sich Abfallströme zu der lediglich 

durch unbestimmte Rechtsbegriffe „geregelten“ Verwertung von mineralischen Abfällen ver-

schieben. Die kostengünstige und großräumige Verteilung von Abfällen in der Fläche wird 

dadurch begünstigt. 

                                                 
2 Artikel 20 a Grundgesetz: Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen 

die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung 
durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Ge-
walt und die Rechtsprechung. 
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Diese Tatsache macht die Probleme deutlich, die mit der aktuellen Zielsetzung in der Abfall-

wirtschaft verbunden sind, die Verwertung als alleinige Problemlösung in den Vordergrund 

zu stellen und die Beseitigung von Abfällen negativ zu bewerten. Sie zeigt auch, dass das 

Erfordernis der Schadstoffausschleusung und Zerstörung (Nierenprinzip) sowie das Erfor-

dernis von Schadstoffsenken noch keinen Eingang in die aktuelle abfallpolitische Diskussion 

gefunden haben, obwohl der Sachverständigenrat für Umweltfragen bereits 1996 [21] seine 

Befürchtung zum Ausdruck gebracht hat, dass es mit Inkrafttreten des Kreislaufwirtschafts- 

und Abfallgesetzes und des darin formulierten Vorranges der Verwertung vor der Beseiti-

gung zu einer Zunahme des bereits bestehenden „Druckes auf den Boden“ und zur flächen-

haften Verwertung von Abfällen kommt, die nicht den Charakter einer flächenhaften Depo-

nierung gewinnen darf. Auch das Bundesverfassungsgericht hat sich hierzu bereits im Jahr 

1998 eindeutig positioniert [22]: 

 
Der Begriff der Schadlosigkeit der Verwertung in § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG stellt im Hinblick 

auf die abfallrechtlichen Pflichten klar, dass nicht eine Verwertung „um jeden Preis“ sondern 

die umweltverträgliche Verwertung gefordert wird. 

 

 

4. Deponiebedarf besteht auch in der Zukunft 
 
Nach Artikel 16 der Abfallrahmenrichtlinie (Grundsätze der Entsorgungsautarkie und der Nä-

he) müssen die Mitgliedstaaten unter anderem geeignete Maßnahmen treffen, um ein inte-

griertes und angemessenes Netz von Abfallbeseitigungsanlagen zu errichten. Dabei sind die 

besten verfügbaren Techniken zu berücksichtigen. Das Netz ist so zu konzipieren, dass es 

der Gemeinschaft insgesamt ermöglicht, die Autarkie bei der Abfallbeseitigung zu erreichen, 

und dass es jedem Mitgliedstaat ermöglicht, dieses Ziel selbst anzustreben. Das Netz muss 

es gestatten, dass die Abfälle in einer der am nächsten gelegenen Anlagen beseitigt werden, 

und zwar unter Einsatz von Verfahren und Technologien, die am besten geeignet sind, um 

ein hohes Niveau des Gesundheits- und Umweltschutzes zu gewährleisten. 

 

Diese Pflicht ist gemäß § 30 KrWG den Ländern übertragen worden. Das heißt, auch im 

Rahmen der Abfallwirtschaftsplanung der Länder ist sicherzustellen, dass insbesondere die 

Entsorgung von Siedlungsabfällen und mineralischen Massenabfällen nach dem Prinzip der 

Nähe sichergestellt wird. 

 

Bei allen Bemühungen um die Vermeidung und Verwertung von Abfällen besteht kein Zwei-

fel daran, dass auch in Zukunft insbesondere mineralische Abfälle aufgrund fehlender bau-

physikalischer Eigenschaften oder aufgrund der enthaltenen Schadstoffe nicht vollständig 
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verwertet werden können. Aus Gründen der Umweltvorsorge sowie im Hinblick auf eine 

nachhaltige Abfallwirtschaft und zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen müssen da-

her flächendeckend Deponien als unverzichtbare abfallwirtschaftliche Elemente bereitgestellt 

werden, um nicht verwertbare Abfälle gemeinwohlverträglich unter Beachtung des Prinzips 

der Nähe entsorgen zu können. 

 

Aufgrund ihrer bauphysikalischen Eigenschaften sind mineralische Abfälle zwar grundsätz-

lich geeignet, Primärrohstoffe bei Baumaßnahmen (z. B. Straßen- und Verkehrsflächenbau) 

zu ersetzen. Allerdings können diese Abfälle aufgrund ihrer Entstehung in industriellen Pro-

zessen (z. B. Aschen, Schlacken) oder aufgrund ihrer Nutzung (z. B. Bodenmaterial von Alt-

standorten, Bauschutt aus Industrieanlagen) mit Schadstoffen belastet sein. 

 

Im Hinblick auf die Entwicklung des zukünftigen Aufkommens an mineralischen Abfällen sind 

insbesondere hinsichtlich des Bedarfes an Deponievolumen für mäßig belastete minerali-

sche Abfälle (Deponieklasse I) folgende Gesichtspunkte zu beachten: 

 
- Mineralische Abfälle werden auch in der Zukunft kontinuierlich und in großer Masse 

anfallen. Ihr Aufkommen ist als „unendliche Quelle“ zu betrachten. Aufgrund der be-

grenzten finanziellen Mittel und der begrenzten verfügbaren Fläche für den Bau von 

Verkehrswegen, in denen diese Abfälle verwertet werden könnten, werden Neubau-

maßnahmen zurückgehen. Mineralische Abfälle werden daher in der Zukunft vor al-

lem Baustoffe - also auch mineralische Abfälle - aus bestehenden Verkehrsflächen 

ersetzen. Da die ausgebauten mineralische Abfälle aufgrund der physikalischen Be-

anspruchungen und der daraus resultierenden Qualitätsverluste nur in begrenztem 

Umfang einer erneuten hochwertigen Verwertung zugeführt werden können, wird ein 

erheblicher Anteil der verbleibenden - bauphysikalisch minderwertigen - ausgebauten 

mineralischen Abfälle auf Deponien abgelagert werden müssen. 

- Die begrenzte technische Lebensdauer von Bauwerken wird aufgrund des großen 

Bestandes, der aus dem Wiederaufbau in der Nachkriegszeit stammt, in den nächs-

ten Jahren zu einem erheblichen Abfallaufkommen aus Sanierungs- und Erneue-

rungsmaßnahmen führen. Dieses betrifft sowohl den Gebäudebestand als auch die 

Verkehrsinfrastruktur (Straßen, Bahnstrecken). 

- Es liegen Erkenntnisse vor, dass Abfälle, die in der Vergangenheit verwertet worden 

sind (z. B. Steinkohlenteer als Bindemittel im Straßenbau), aufgrund der darin enthal-

tenen Schadstoffe nur unter erheblichen Sicherungsmaßnahmen und Folgekosten für 

die Träger der Baulast verwertet werden können und aus Gründen der Umweltvor-

sorge möglichst aus Verwertungskaskaden ausgeschleust werden müssen. 
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- Der Einsatz von mineralischen Abfällen in Bauprodukten kann zu nachteiligen Verän-

derungen der Eigenschaften des Bauschutts führen, der nach Ablauf der Nutzungs-

phase entsteht. So schränkt z. B. die zunehmende Nutzung von Gips aus der Ent-

schwefelung von Rauchgasen (REA-Gips) im Putz, im Estrich und in Porenbetonstei-

nen die Verwertbarkeit von Bauschutt aus dem Umbau und dem Abbruch von Ge-

bäuden erheblich ein. 

- Die Folgekosten der Verwertung von belasteten mineralischen Abfällen führen inzwi-

schen zu einer erheblichen Zurückhaltung der Baulastträger bei der Verwendung 

derartiger Abfälle. Die finanziellen Mittel für die spätere Entsorgung dieser Abfälle 

stehen aufgrund der angespannten finanziellen Situation der öffentlichen Haushalte 

nicht zur Verfügung. So lehnen inzwischen z. B. die für den Bau von Landes- und 

Bundesfernstraßen zuständigen Baulastträger den Einsatz von pechhaltigem Stra-

ßenaufbruch aus kommunalen Baumaßnahmen als hydraulisch gebundene Trag-

schichten ab, weil dieser Einsatz beim späteren Ausbau zu erheblichen Folgekosten 

für die Landeshaushalte und den Bundeshaushalt führen würde. 

- Die fachlichen Anforderungen des Grundwasserschutzes und die Ergebnisse von 

Forschungsvorhaben zur Ermittlung der Freisetzung und des Transportes von 

Schadstoffen aus mineralischen Abfällen lassen erwarten, dass der Anteil der schad-

los verwertbaren Abfälle zukünftig geringer sein und nicht ansteigen wird. 

- Die allgemeine Verunsicherung hinsichtlich der Verwertbarkeit von mineralischen Ab-

fällen nimmt aufgrund des nicht erkennbaren Endes der Diskussion über eine bun-

deseinheitliche Regelung für die Anforderungen an die Verwertung von mineralischen 

Abfällen zu. Auch aus diesem Grund ist in der Tendenz mit einem Rückgang der bis-

her verwerteten Massenanteile zu rechnen. 

- Der Bedarf an mineralischen Abfällen für die Rekultivierung von Deponien, die auf-

grund veränderter rechtlicher Anforderungen in den Jahren 2005 und 2009 geschlos-

sen werden mussten, nimmt ab, weil mehrere dieser Vorhaben inzwischen abge-

schlossen worden sind. 

- Die Verfüllung von Bodenabbaustätten mit anderen mineralischen Abfällen als mit 

Bodenmaterial ist aufgrund der Anforderungen des Bodenschutzrechts und aus 

Gründen des vorsorgenden Grundwasserschutzes unzulässig. 

 

 

Im Ergebnis ist daher trotz aller Bemühungen um die Verwertung von mineralischen Abfällen 

ein tendenziell steigender Bedarf an Deponieraum insbesondere für die Ablagerung von mä-

ßig belasteten mineralischen Abfällen (Deponieklasse I) zu erwarten. 
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Da es sich hierbei um den mit Abstand größten Massenstrom bezogen auf das gesamte Ab-

fallaufkommen handelt, ist zur Minimierung der Transportentfernungen sowie der mit dem 

Transport verbundenen Umweltbelastungen (CO2, Feinstaub, Ruß, Lärm), des Energiever-

brauches für den Transport und der Kosten ein möglichst flächendeckendes Netz an Depo-

nien für Abfälle mit einer derartigen mäßigen Belastung erforderlich. So zeigt z. B. die Be-

standsaufnahme im „Abfallwirtschaftsplan Niedersachsen, Teilplan Siedlungsabfälle und 

nicht gefährliche Abfälle“ eine in weiten Landesteilen sehr begrenzte Restkapazität mit zu 

erwartenden Entsorgungsengpässen an Deponievolumen der Deponieklasse I insbesondere 

im Norden und Nordwesten des Landes. 

 

Die Nutzung von Ablagerungsvolumen der Deponieklasse II stellt hinsichtlich der Bereitstel-

lung eines flächendeckenden Netzes von Deponien für die Ablagerung von mäßig belasteten 

mineralischen Abfällen keine Alternative für eine Problemlösung dar: 

 

- Die vorhandenen Deponien der Deponieklasse II können die nur mäßig belasteten 

Abfälle entsprechend der Deponieklasse I nicht zu vertretbaren Preisen annehmen. 

Technische Vorkehrungen wie eine Deponiegasfassung und eine Sickerwasserreini-

gung für organisch belastete Sickerwässer, wie sie in den bestehenden Deponien der 

Deponieklasse II vorgehalten werden, sind für diese mineralischen Abfälle nicht er-

forderlich, da beides nicht entsteht. Sie bewirken auch keinen Umweltvorteil. Zugleich 

sind die entstehenden Kosten aber nach dem Gebührenrecht - es handelt sich bei 

den betreffenden Deponien um öffentlich-rechtlich betriebene Anlagen - an die Ab-

fallerzeuger weiterzugeben. Aus diesem Kontext heraus sieht das Deponierecht die 

Differenzierung in die Deponieklassen 0, I, II, III und IV vor, die auch eine gesetzliche 

Grundlage der vorzunehmenden Abfallwirtschaftsplanung bilden. 

- Wegen der kostenmäßigen Auswirkungen auf die Aktivitäten der Bauwirtschaft sowie 

ihrer privaten und öffentlichen Auftraggeber (z. B. öffentlichen Straßenbaulastträger) 

ist es gerade nicht unbeachtlich, wenn ausschließlich Entsorgungswege mit Stan-

dards zur Verfügung stehen, die für große Anteile der in der Praxis entstehenden mi-

neralischen Abfälle nicht benötigt werden, jedoch die Entsorgungskosten erheblich 

erhöhen. Derartige Optionen bieten der betroffenen Wirtschaft keine echte Entsor-

gungssicherheit, sondern führen zu „Abfalltourismus“ und vergrößern den Druck in 

Richtung „Scheinverwertung“. 

- Im Hinblick auf die Grenzen der Belastbarkeit einer Volkswirtschaft, die auch die Kos-

ten der Daseinsvorsorge erwirtschaften muss, ist es nicht vertretbar, mäßig belastete 

Abfälle in Anlagen zu entsorgen, deren technische Ausstattung hierfür nicht erforder-

lich ist. Die Kosten der - für derartige Abfälle viel zu aufwändigen - technischen Aus-
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stattung müssen vom Deponiebetreiber durch die Annahme von Abfällen erwirtschaf-

tet werden. Die daraus resultierenden Ablagerungskosten müssen vom - häufig öf-

fentlichen - Baulastträger getragen werden. Dieses ist aus Sicht der übergreifenden 

Abfallwirtschaftsplanung nicht zu vertreten, zumal Deponien der Deponieklasse II ei-

nen volkswirtschaftlichen Wert darstellen, der entsprechend sparsam zu bewirtschaf-

ten ist. 

 

 

Das vorhandene Deponievolumen der Deponieklasse II stellt zudem eine langfristig nutzbare 

wertvolle Ressource für die Ablagerung von höher belasteten Abfällen dar. Aufgrund der 

begrenzten Verfügbarkeit von geeigneten Standorten für derartige Deponien muss dieses 

Deponievolumen nach dem Grundsatz der Ressourcenschonung sorgsam bewirtschaftet 

werden und darf nur für solche Abfälle genutzt werden, die die technischen Sicherungssys-

teme dieser Deponien auch tatsächlich erfordern. 

 

So verfolgt das Land Niedersachsen das Ziel, vorhandene Altlasten stärker als in der Ver-

gangenheit zu sanieren, und das Flächenrecycling im Verhältnis zu Bauvorhaben auf der 

sogenannten „grünen Wiese“ zu fördern. Bei der Sanierung von Altlasten oder vorbelasteten 

Flächen entstehen höher belastete Abfälle, die auf geeigneten Deponien - häufig der Depo-

nieklasse II - abgelagert werden müssen. Für diese Abfälle muss daher flächendeckend in-

nerhalb des Landes ausreichendes Deponievolumen zur Verfügung stehen, damit die Vor-

haben zu vertretbaren Kosten und bei möglichst geringen Transportentfernungen realisiert 

werden können. Erfahrungen aus der Vergangenheit zeigen, dass Sanierungsvorhaben auf-

grund fehlender Ablagerungsmöglichkeiten innerhalb des Landes und der Abhängigkeit von 

externen Deponien nicht realisiert werden konnten. 

 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass auch zukünftig ein erheblicher Bedarf an Deponievolumen 

besteht. Dieses gilt insbesondere für mäßig belastete mineralische Abfälle (Deponieklasse I). 

Vor diesem Hintergrund ergeben sich mit Blick auf die zukünftige Entwicklung der öffentlich 

zugänglichen Deponien Fragen, die vom Verfasser auf der Grundlage persönlicher Einschät-

zungen beantwortet werden: 

 
- Sind die Entsorgungswirtschaft und die abfallerzeugende Wirtschaft auf den Bedarf 

an Deponievolumen ausreichend vorbereitet? 

Das Thema „Bau und Betrieb von Deponien“ besitzt zurzeit bei vielen Unternehmen 

der Entsorgungswirtschaft und bei den Abfallerzeugern noch keine vorrangige Bedeu-

tung. Da zurzeit noch Deponievolumen zur Verfügung steht, sind die bevorstehenden 
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Veränderungen und die daraus resultierenden Schritte offenbar noch nicht allen Wirt-

schaftsbeteiligten bewusst geworden. Es gibt allerdings einige mittelständische Un-

ternehmen, die sich z. B. in Niedersachsen mit diesem Thema intensiv auseinander 

setzen und Deponien errichten und betreiben möchten. 

- Gibt es kurz-, mittel- und langfristige Konzepte für die Ablagerung von nicht verwert-

baren und nicht behandelbaren Abfällen? 

Es ist noch nicht zu erkennen, dass übergreifende Konzepte für die Ablagerung von 

nicht verwertbaren mineralischen Abfällen vorhanden sind und umgesetzt werden. 

Der überwiegende Teil der betroffenen Wirtschaft diskutiert zurzeit vor allem über die 

Anforderungen an die Verwertung von mineralischen Abfällen (Ersatzbaustoffverord-

nung). Auch in den Verwaltungen (Bund, Länder, Kommunen) und in der Politik bildet 

das Thema „Deponiebedarf“ zurzeit noch keinen Schwerpunkt. 

- Nimmt der Druck auf die Verfüllung von Bodenabbaustätten zu? 

Der Druck auf die Bodenabbaustätten zur Annahme von mineralischen Abfällen als 

„Abfall zur Verwertung“ wird insbesondere aufgrund der Kosten der Deponierung 

(Einhaltung der vorgegebenen Anforderungen der Deponieverordnung) und der zu-

nehmend größeren Transportentfernungen (weniger Deponiestandorte) ansteigen. 

- Werden die Entsorgungskosten für mineralische Abfälle steigen (weniger Deponien 

mit weniger Deponievolumen und größeren Transportentfernungen)? 

Aufgrund der abnehmenden Zahl von kostengünstigen Deponien der Deponieklasse I 

für die Ablagerung von mäßig belasteten mineralischen Abfällen und der zunehmen-

den Transportentfernungen ist zu erwarten, dass die Ablagerungskosten ansteigen 

werden. Dieses wird den Druck auf die Verwertung und auf die Festlegung der Höhe 

der Zuordnungswerte für die Verwertung mineralischer Abfälle erhöhen. 

Um einem Worst-Case-Scenario entgegenzuwirken, wie es sich aus der Beantwor-

tung der vorstehenden Fragen ergibt, sind zeitnah geeignete Konzepte unter Berück-

sichtigung der folgenden Punkte zu erarbeiten und umzusetzen: 

- Entwicklung eines umfassenden Entsorgungskonzeptes für sämtliche Abfälle unter 

Berücksichtigung der Ablagerung von nicht verwertbaren Abfällen auf Deponien. Von 

dem Null-Abfall-Ziel für Deponien muss Abstand genommen und ein Konzept erarbei-

tet werden, das die tatsächlichen Erfordernisse berücksichtigt. 

- Entwicklung und Realisierung von Konzepten für den Bau und den Betrieb von Depo-

nien durch die abfallerzeugende Wirtschaft und die Entsorgungswirtschaft. Diese soll-

ten zunächst auf regionaler Ebene durch die betroffenen Kreise (Wirtschaft unter Ein-

bindung der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger) konzipiert und durch die obers-

ten Abfallbehörden begleitet werden. 
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- Berücksichtigung der Folgekosten bei der Verwertung von mineralischen Abfällen in 

der Einbauklasse 2. Die Kosten, die dem Nutzer der Abfälle entstehen, dürfen nicht 

auf diesen abgewälzt werden, sondern müssen internalisiert und vom Abfallerzeuger 

getragen werden. Für Baumaßnahmen, in denen mineralische Abfälle verwertet wer-

den sollen, müssen Berechnungsmodelle entwickelt werden, die nicht nur die Kosten 

für das Baumaterial berücksichtigen sondern auch die Folgekosten (z. B. Unterhal-

tung, Entsorgungskosten am Ende der Nutzungsphase). 

- Konzeption der Nachnutzung von Deponien bereits in Planungsphase. Deponien 

können nach Abschluss der Ablagerungsphase durchaus sinnvoll genutzt werden. 

- Das Fehlen von Deponievolumen darf nicht zu Lasten des Boden- und Gewässer-

schutzes gehen. Daher ist das Bodenschutz- und Wasserrecht bei der Verfüllung von 

Abgrabungen und bei der Verwertung von Abfällen in technischen Bauwerken konse-

quent anzuwenden. 

 

 

Die überarbeitete LAGA-Mitteilung 20 [12] mit der TR Boden (neu) als Grundlage für die Be-

wertung der Schadlosigkeit der Verwertung entspricht zwar hinsichtlich der Zuordnungswerte 

für die Bewertung des Sickerwassers nicht den aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen. 

Sie genügt jedoch der aktuellen Rechtslage einschließlich des „Tongrubenurteils“ und kann 

daher für einen Übergangszeitraum bis zum Inkrafttreten einer Bundesverordnung im Vollzug 

angewendet werden. Die Verfüllung von Ton-, Sand- und Kiesgruben mit ungeeigneten Ab-

fällen lässt sich somit mit den geltenden Rechtsvorschriften und Vollzugshilfen verhindern, 

wenn diese angewendet werden und verbindlicher Bestandteil der Genehmigungen sind [23]. 

 

 

5. Ausblick und Fazit 
 
Eine vollständige Kreislaufwirtschaft („Recycling-Gesellschaft“) und die „Null-Abfall-

Gesellschaft“ werden vermehrt als politisches Ziel für den Umgang mit Abfällen propagiert. 

Die Analyse der abfallwirtschaftlichen Erfordernisse zeigt jedoch, dass insbesondere schad-

stoffhaltige Abfälle aus Kreisläufen ausgeschleust werden müssen, da deren Verwertung die 

Umwelt erheblich belasten kann. Darüber hinaus kann durch die nachträglich erforderlichen 

Sicherungs- und Sanierungsmaßnahmen ein hoher volkswirtschaftlicher Schaden entstehen. 

Denn trotz aller gut gemeinten Bemühungen handelt es sich bei vielen (sogenannten) „Kreis-

läufen“ in der Regel um Kaskaden mit einem hohen Anreicherungsrisiko in den Medien Was-

ser und Boden. „Verwertung um jeden Preis“ darf daher nicht das Grundprinzip einer nach-

haltigen Abfallwirtschaft sein. 
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Eine langfristig stabile Abfallverwertung lässt sich nur über eine Qualitätsstrategie mit hohen 

Ansprüchen an die Schadlosigkeit erreichen. Nach den Gesetzen des Marktes entscheidet 

nämlich der Hersteller aufgrund der Ansprüche des Kunden über den Einsatz der für die 

Herstellung seine Produkte verwendeten Sekundärrohstoffe und nicht der Abfallerzeuger. 

Außerdem verstößt es gegen Grundpflichten der Kreislaufwirtschaft, die Abfallverwertung zu 

Gunsten hoher Verwertungsquoten und zu Lasten des vorsorgenden Umweltschutzes zu 

bevorzugen, und hinzunehmen, dass sich die Schadstoffe in der Umwelt anreichern. Dieses 

ist auch nicht mit der Staatszielbestimmung des Artikels 20 a des Grundgesetzes und den 

Anforderungen an eine nachhaltige Abfallwirtschaft vereinbar. 

 

Es ist unbestritten, dass das wirtschaftliche Wachstum und der Verbrauch von begrenzt ver-

fügbaren Rohstoffen voneinander entkoppelt werden müssen. Die Vermeidung von Abfällen 

und die Gewinnung von sekundären Rohstoffen aus verwertbaren Abfällen können hierzu 

einen wichtigen Beitrag leisten. Allerdings würden die in diesem Zusammenhang geforderte 

„vollständige Kreislaufwirtschaft“ und deren Weiterentwicklung zu einer „Null-

Abfallgesellschaft“ mit dem „Null-Abfall-Ziel“ für Deponien und Verbrennungsanlagen zu ab-

sehbaren Fehlentwicklungen führen. 

 

Deponien sind als Schadstoffsenke ein unentbehrliches Element einer nachhaltigen Abfall-

wirtschaft für belastete Abfälle, die häufig auch bei Umweltschutzmaßnahmen entstehen. Je 

wirksamer diese Maßnahmen sind, umso größer ist das Aufkommen an Abfällen und umso 

höher ist deren Schadstoffbelastung. Nur wenn die schadstoffhaltigen Abfälle aus Verwer-

tungskreisläufen und -kaskaden ausgeschleust werden, können eine Schadstoffanreiche-

rung, eine großflächige Schadstoffverteilung und damit ein Akzeptanzverlust der Abfallver-

wertung verhindert werden. Auch Verbrennungsanlagen sind unverzichtbare Bausteine einer 

umweltgerechten Abfallwirtschaft, weil sie für heizwertreiche Abfälle die zwingend erforderli-

che „Nierenfunktion“ übernehmen. In diesen Anlagen wird nicht nur Energie aus Abfällen 

erzeugt, sondern es werden auch organische Schadstoffe unter kontrollierten Bedingungen 

umweltverträglich inertisiert. 

 

Die Abfallwirtschaft hat sich im Wesentlichen empirisch aus dem Erfordernis entwickelt, die 

Umwelt vor den Auswirkungen von unsachgemäß entsorgten Abfällen und daraus entstan-

denen Altlasten zu schützen. Sie ist jedoch zunehmend durch politische, emotionale, juristi-

sche sowie wirtschaftliche Einflüsse und immer weniger durch fachtechnische Erfordernisse 

geprägt worden. In Anbetracht dieser Entwicklung läuft die Abfallwirtschaft Gefahr, ihre Wur-

zeln zu verlieren. Um die damit verbundenen negativen Auswirkungen auf den vorsorgenden 

Schutz von Wasser, Boden, Luft und die menschliche Gesundheit sowie auch auf die Ver-
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wertung von Abfällen zu verhindern, ist dem Ziel einer „Null-Abfall-Gesellschaft“ mit Nach-

druck entgegenzutreten. 

 

Erforderlich ist ein ganzheitliches und in sich schlüssiges, naturwissenschaftlich-technisches 

Konzept einer umfassenden Abfallwirtschaft, das die unterschiedlichen fachlichen Aspekte 

logisch und widerspruchsfrei miteinander verknüpft, und das die bisher gewonnenen Erfah-

rungen berücksichtigt. Auf dieser Grundlage müssen Anforderungen an die Entsorgung von 

Abfällen festgelegt werden, die den Schutz der Umwelt gewährleisten und die die „Nieren-

funktion“ zur Ausschleusung von schadstoffbelasteten Teilströmen sowie Senken (Verbren-

nungsanlagen, Deponien) für deren Zerstörung und Ablagerung vorsehen. Verwertungsquo-

ten sind aus Sicht des vorsorgenden Umweltschutzes nicht geeignet, um Abfallströme zu 

steuern. Verwertung ist kein Umweltziel, sondern ein Instrument der Abfallwirtschaft, das 

ebenso wie die Beseitigung die gesetzlich vorgegebenen Anforderungen an den Schutz der 

Umwelt erfüllen muss. 

 

Wenn die in der Abfallwirtschaft Verantwortlichen ihre Glaubwürdigkeit und die Akzeptanz 

ihres Handelns nicht beschädigen wollen, müssen sie Fakten und Sachverhalte offen und 

ehrlich kommunizieren. Vermeintliche oder befürchtete Akzeptanzprobleme gegenüber der 

Errichtung von Abfallentsorgungsanlagen (z. B. Deponien) dürfen kein Grund dafür sein, die 

Öffentlichkeit mit Illusionen über eine „Null-Abfall-Gesellschaft“ zu täuschen. Vielmehr muss 

mit den vorliegenden Argumenten für die Akzeptanz der erforderlichen Maßnahmen beim 

Umgang mit Abfällen geworben werden. Zu diesen gehören auch die „Nierenfunktion“ und 

Senken für schadstoffhaltige Abfälle. 
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